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a) D ie Feststellungen eines M usterentscheids entfalten n u r 
in den nach § 8 Abs. 1 K apM uG  ausgesetzten Verfahren und 
d o rt nur innerhalb des Streitgegenstands W irkung, anlässlich 
dessen das jeweilige A usgangsverfahren im H inblick  auf das 
zugehörige M usterverfahren ausgesetzt w orden ist.
b) Ist die Entscheidungserheblichkeit einzelner Feststellungs­
ziele des Vorlagebeschlusses aufgrund des Ergebnisses der 
vorausgegangenen P rüfung im Laufe des Kapitalanleger-M us- 
terverfahrens entfallen, ist der zugrundeliegende Vorlagebe­
schluss hinsichtlich dieser Feststellungsziele gegenstandslos 
gew orden. Dies ist im  T enor und in den G ründen des M uster- 
entscheids zum  A usdruck  zu  bringen.
c) D ieR egelungdes§41aRV G istaufdasR echtsbeschw erdever-
fahren nach § 20 K apM uG  nicht entsprechend anw endbar.... 65
a) Eine K indesw ohlgefahrdung im  Sinne des § 1666 Abs. 1 
BGB liegt vor, w enn eine gegenwärtige, in einem solchen 
M aß vorhandene G efahr festgestellt w ird, dass bei der w ei­
teren  E ntw icklung der D inge eine erhebliche Schädigung des 
geistigen oder leiblichen W ohls des K indes m it hinreichender 
W ahrscheinlichkeit zu  erw arten ist. A n die W ahrscheinlich­
keit des Schadenseintritts sind dabei um so geringere A nfor­
derungen zu stellen, je.schw erer der d rohende Schaden wiegt.
b) D ie A ufzählung der G e- und Verbote in § 1666 Abs. 3 
BGB ist n icht abschließend, so dass auch andere z u r  A bw en­
dung der G efahr geeignete W eisungen in Betracht kom m en. 
Soweit diese einen erheblichen E ingriff in G rundrechte der 
Betroffenen bedeuten, ist die Regelung in § 1666 Abs. 1 und 3 
BGB n u r dann eine ausreichende G rundlage, w enn es sich um  
die in § 1666 Abs. 3 BGB ausdrücklich benannten oder diesen 
vergleichbare M aßnahm en handelt.
c) Bei der P rüfung der V erhältnism äßigkeit einer gericht­
lichen M aßnahm e nach § 1666 BGB ist auch das Verhältnis 
zwischen der Schwere des Eingriffs in die elterliche Sor­
ge und dem  G rad der W ahrscheinlichkeit eines Schaden- 
seintritts für das K ind zu beachten. D ie -  auch teilweise 
-  E ntziehung der elterlichen Sorge ist daher nur bei einer 
erhöhten  W ahrscheinlichkeit des Schadenseintritts, nämlich 
ziem licher Sicherheit, verhältnism äßig ........................ .................. 107
a) Wegen des regelmäßig gegebenen inneren Zusamm enhangs 
der D iagnosestellung und der sic vorbereitenden M aßnahm en 
m it der Entscheidung über die richtige H eilbehandlung sind 
jene M aßnahm en ebenfalls der öffentlich-rechtlichen Aufgabe 
des D urchgangsarztcs z uzuordnen  m it der Folge, dass die U n ­
fallversicherungsträger fü r etwaige Fehler in diesem Bereich 
haften.
b) E ine E rstversorgung durch den D urchgangsarzt ist eben­
falls der A usübung eines öffentlichen A m tes zuzurechnen m it 
der Folge, dass die U nfallversicherungsträger für etwaige F eh­
ler in diesem Bereich haften.
c) Bei der B estim m ung d er Passivlegitim ation ist regelmä­
ßig auf den D urchgangsarztbericht abzustellen, in dem  der 
D urchgangsarzt selbst die »A rt der Erstversorgung (durch
den D -A rzt)«  dokum entiert................................. ................ .........  120
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